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Satzung



§ 1
(1) Der Verein führt den Namen „Selbsthilfe der Rechtsanwälte e.V.“.
(2) Er hat seinen Sitz in München. Er ist im Vereinsregister eingetra-gen.
(3) Zweck des Vereins ist die Förderung der wirtschaftlichen Interes-sen der Rechtsanwälte in der Bundesrepublik Deutschland in Zu-sammenarbeit mit dem Deutschen Anwaltverein.
(4) Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.

§ 2
(1) Mitglied des Vereins können werden alle Rechtsanwälte, Notare,Patentanwälte, Assessoren, Rechtsreferendare sowie Rechtsbei-stände, die Mitglied einer Rechtsanwaltskammer sind; deutscheRechtsanwälte sollen Mitglied des Deutschen Anwaltvereins oderMitglied eines dem Deutschen Anwaltverein angeschlossen An-waltvereins sein.
(2) Die Aufnahme ist schriftlich zu beantragen.
(3) Über die Aufnahme entscheidet der Vorstand, gegen dessen Ab-lehnung binnen eines Monats durch eingeschriebenen Brief dieEntscheidung der Mitgliederversammlung angerufen werden kann.
(4) Name, Adresse und Alter eines Mitglieds werden mit dem Vereins-beitritt vom Verein aufgenommen und gespeichert. Personenbezo-gene Daten werden durch geeignete technische und organisatori-sche Maßnahmen vor der Kenntnisnahme durch Dritte geschützt.Beim Austritt werden Name, Adresse und Geburtsdaten des Mit-glieds aus der Mitgliederliste gelöscht. Personenbezogene Datendes austretenden Mitglieds, die die Kassenverwaltung betreffen,werden gemäß den steuergesetzlichen Vorschriften bis zu 10Jahre ab der schriftlichen Bestätigung des Austritts durch den Vor-stand aufbewahrt.
(5) Die Mitglieder sind damit einverstanden, dass Gruppenversiche-rungspartner des Vereins Auskunft über Adressen der Mitgliederdem Verein erteilen.

§ 3
(1) Die Mitgliedschaft endet:

1. Durch Austrittserklärung. Diese ist schriftlich dem Verein abzuge-ben, kann nur zum Ende des Geschäftsjahres erfolgen und mussdrei Monate vor dessen Ablauf dem Verein zugehen. Dem Mit-glied ist eine Bestätigung über das Ende der Mitgliedschaft zuübersenden.
2. Durch Ausschluss.

a) Der Ausschluss eines Mitglieds kann aus wichtigem Grunderfolgen. Wichtige Gründe sind es insbesondere, wenn ein



Mitglied dem Ansehen oder den Zwecken des Vereins gröb-lich zuwiderhandelt oder wenn es mit mindestens einemJahresbeitrag im Rückstand ist. Wegen Beitragsrückstän-den kann der Ausschluss nur erfolgen, wenn das Mitgliedvorher unter Setzung einer angemessenen Zahlungsfristund unter Androhung des Ausschlusses im Falle der Nicht-zahlung schriftlich gemahnt worden ist.
b) Über den Ausschluss entscheidet der Vorstand; er ist demMitglied schriftlich mitzuteilen und tritt mit der Mitteilung inKraft, soweit in ihr nicht ein späterer Zeitpunkt des Inkrafttre-tens festgesetzt wird. Mit der Mitteilung soll das Mitglied überdie ihm nach dieser Satzung zustehenden Rechtsmittel be-lehrt werden. Der Vorstand kann den Ausschluss durchschriftliche Erklärung gegenüber dem ausgeschiedenen Mit-glied zurücknehmen.
c) Gegen die Entscheidung des Vorstandes kann das ausge-schlossene Mitglied binnen eines Monats seit Zugang derAusschlussmitteilung durch schriftliche Erklärung gegen-über dem Vorstand die Entscheidung der nächsten Mitglie-derversammlung anrufen. Deren Entscheidung ist endgültig.Trifft sie keine Entscheidung, so kann das Mitglied den or-dentlichen Rechtsweg beschreiten.

(2) Ausgeschiedenen Mitgliedern stehen keinerlei Ansprüche an demVereinsvermögen zu. § 4
Organe des Vereins sind:

1. Der Vorstand
2. Die Mitgliederversammlung

§  5(1) Der Vorstand besteht aus
a) dem Vorsitzenden
b) dem 1. stellvertretenden Vorsitzenden
c) dem 2. stellvertretenden Vorsitzenden
d) dem Kassenverwalter
e) dem Schriftführer
f) einem weiteren vom Vorstand des Deutschen Anwalt-vereins bestellten Mitglied des Vereins Selbsthilfe derRechtsanwälte e.V..Der Vorsitzende führt die laufenden Geschäfte und führt die Be-schlüsse des Vorstandes aus. Er ist allgemein bevollmächtigt, Er-klärungen im Namen des Vorstandes abzugeben und entgegenzu-nehmen.



(2) Der Vorstand ist für alle Entscheidungen und Maßnahmen zustän-dig, die nicht der Mitgliederversammlung zugewiesen sind.
(3) Die Beschlüsse des Vorstandes werden in Sitzungen gefasst, dieder Vorsitzende einberuft. Der Vorstand ist bei Anwesenheit vonmindestens drei Mitgliedern beschlussfähig. Die Mehrheit der ab-gegebenen Stimmen entscheidet; bei Stimmengleichheit entschei-det die Stimme des Vorsitzenden. Schriftliche Abstimmung ist zu-lässig.
(4) Der Verein wird gemäß § 26 BGB durch den Vorsitzenden oderdurch den 1. stellvertretenden Vorsitzenden oder durch den 2. stell-vertretenden Vorsitzenden vertreten; jeder der Genannten ist alleinvertretungsberechtigt.
(5) Der Vorsitzende kann eine pauschale Tätigkeitsvergütung – zuzüg-lich etwaig anfallender Mehrwertsteuer - für Zeit- und/oder Arbeits-aufwand erhalten. Darüber und über die Höhe der Vergütung be-schließt der Vorstand.

§ 6
(1) Die Amtsdauer der Vorstandsmitglieder beträgt drei Jahre. Wähl-bar sind nur Mitglieder des Deutschen Anwaltvereins. Die Amts-dauer der gewählten Vorstandsmitglieder beginnt mit dem Schlussder Mitgliederversammlung, in der die Wahl erfolgt, und endet mitdem Schluss der Mitgliederversammlung, in der die Neuwahl statt-findet.
(2) Die Neuwahl erfolgt in der ersten ordentlichen Mitgliederversamm-lung, die im dritten Kalenderjahr nach der Wahl stattfindet.
(3) Bei Ausscheiden eines Vorstandsmitgliedes während der Amts-dauer muss für den Rest der Amtsdauer Ersatzwahl in der nächs-ten ordentlichen Mitgliederversammlung stattfinden.
(4) Die Amtsdauer des vom Vorstand des Deutschen Anwaltvereinsbestellten Vorstandsmitgliedes stimmt mit der Amtsdauer der ge-wählten Vorstandsmitglieder überein. Beim Ausscheiden des be-stellten Vorstandsmitgliedes während der Amtsdauer muss für denRest der Amtsdauer eine Neubestellung erfolgen.

§ 7
(1) Auf die Mitgliederversammlung finden die §§ 32 und 35 des BGBAnwendung, soweit diese Satzung nichts anderes bestimmt.
(2) Die Mitgliederversammlung entscheidet insbesondere über denJahresabschluss, über die Entlastung des Vorstandes, über dieHöhe der Mitgliedsbeiträge und über eine Änderung der Satzung.Der Jahresmitgliedsbeitrag ist am 1.1. des Jahres zur Zahlung fäl-lig, das auf den Beschluss über den jeweiligen Jahresbeitrag folgt.



§ 8
(1) Eine ordentliche Mitgliederversammlung findet jährlich einmal statt.
(2) Außerordentliche Mitgliederversammlungen finden statt auf Be-schluss des Vorstandes oder auf schriftlichen und schriftlich zu be-gründendem Antrag von mindestens einem Zehntel der Vereins-mitglieder.
(3) Die Einberufung der Mitgliederversammlung erfolgt durch einfacheschriftliche Mitteilung des Vorsitzenden. Sie soll den Mitgliedernunter Bekanntgabe der Tagesordnung spätestens 10 Tage vorherzugehen.

§ 9
(1) Der Vorsitzende leitet die Mitgliederversammlung.
(2) Die Mitgliederversammlung beschließt grundsätzlich mit einfacherMehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen. Satzungsänderun-gen bedürfen einer Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenengültigen Stimmen (siehe auch § 10.1).
(3) Die gefassten Beschlüsse sind schriftlich niederzulegen und vomVorsitzenden zu unterzeichnen.

§ 10
(1) Die Auflösung des Vereins erfolgt durch Beschluss einer ordentli-chen oder einer zu diesem Zweck einberufenen außerordentlichenMitgliederversammlung, die der Mehrheit von drei Vierteln der ab-gegebenen gültigen Stimmen bedarf und nur wirksam ist, wenn dieFrage der Auflösung in der Einladung zur Mitgliederversammlungals Tagesordnungspunkt ausdrücklich aufgeführt war.
(2) Bei Auflösung ist gleichzeitig über die Verwendung des Vereins-vermögens zu beschließen, welches einem gemeinnützigen Stan-deszweck zuzuführen ist.
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